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L Allgemeines 

Das Ministerkomitee des Europarats trat am 
15. 'April zu seiner 46. Sitzung zusammen. Im Mittel- 
punkt der Erörterungen standen die Ost-West-Be- 
ziehungen und das Griechenland-Problem. Auf der 
Ebene der Ministerbeauftragten tagte das Komitee 
im Berichtszeitraum fünfmal (188. bis 192. Sitzung). 

Drei Europäische Vertragswerke wurden zur Zeich- 
nung aufgelegt: Die Übereinkommen über die Rück- 
führung Minderjähriger, über die internationale An- 
erkennung von Strafurteilen sowie über Maßnah- 
men bei unfreiwilligem Verlust von Inhaberwert- 
papieren. Alle Vertragswerke wurden bei ihrer 
Zeichnungsauflegung anläßlich der 6. Justizminister- 
konferenz in Den Haag durch den Bundesminister 
der Justiz unterzeichnet. 

Vom 26. bis 28. Mai tagte in Den Haag die 6. Konfe- 
renz der Justizminister des Europarats. Vom 9. bis 
11. September fand die erste europäische Raumord- 
nungs-Konferenz in Bonn statt. 

Der erste Teil der 22. Sitzungsperiode der Beraten- 
den Versammlung des Europarats fand in der Zeit 
vom 17. bis 23. April, der zweite Teil vom 18. bis 
25. September statt. Am 17. September wurde die 
gemeinsame Sitzung der Beratenden Versammlung 
und des Europäischen Parlaments in Straßburg ab- 
gehalten. Dr. Schulz wurde zum Vizepräsidenten der 
Beratenden Versammlung gewählt. Acht deutsche 
Mitglieder der Beratenden Versammlung wurden zu 
Vorsitzenden oder stellvertretenden Vorsitzenden 
von Ausschüssen gewählt (Frau Klee sowie die Her- 
ren H. Bauer, Blumenfeld, Draeger, Pöhler, Dr. 
Rutschke, Prof. Dr. Schmid und Dr. Schulz). 

Staatssekretär Prof. Dr. Dahrendorf hielt am 22. April 
— unter dem Motto „Appeasement oder De- 
tente?“ — im Rahmen der politischen Debatte der 
Beratenden Versammlung eine stark beachtete Rede 
über die deutsche Ostpolitik. Zu diesem Thema 
sprach vor der Versammlung am 23. September 
Staatssekretär Moersch, dessen ebenfalls sehr posi- 
tiv aufgenommene Ausführungen vor allem auch 
den deutsch-sowjetischen Vertrag vom 12. August 
1970 zum Gegenstand hatten. 

Auf der 46. Sitzung des Ministerkomitees stellte 
die Bundesregierung am 15. April den Antrag, 
Deutsch und Italienisch als Arbeitssprachen der Be- 
ratenden Versammlung einzuführen. Obwohl der 
Antrag u. a. durch Demarchen in sämtlichen Haupt- 
städten der Mitgliedstaaten intensiv vorbereitet 
worden war, stieß das berechtigte deutsche Anlie- 
gen, das auch von der Beratenden Versammlung 
seit Jahren unterstützt wird, nach wie vor auf 
Widerstand. Die Frage wird von den Ministerbe- 
auftragten und dem Ministerkomitee weiterbehan- 
delt. Die Bundesregierung wird sich wie bisher mit 
Nachdruck um eine befriedigende Lösung bemühen, 
der das Ministerkomitee mit Zweidrittelmehrheit 
zustimmen muß. 


Auf seiner 46. Sitzung billigte das Ministerkomitee 
den Neubau für den Europarat. Der Generalinspek- 
teur für das zivile Bauwesen und die Nationalbau- 
ten Frankreichs, Henry Bernard, wurde beauftragt, 
im Oktober 1970 einen Entwurf für das Vorhaben 
vorzulegen. 

Generalsekretär Dr. Toncic-Sorinj, der sich im Sep- 
tember aus Anlaß der Raumordnungskonferenz in 
Bonn aufhielt, traf bei dieser Gelegenheit mit 
Staatssekretär Dr. Frank zu einem Meinungsaus- 
tausch zusammen. 

Das Arbeitsprogramm des Europarats, das jetzt für 
die Jahre 1971/72 im Entwurf vorliegt, wurde nach 
Billigung durch die Ministerbeauftragten der Bera- 
tenden Versammlung zugeleitet. In ihrer Septem- 
ber-Sitzung hat diese ausführlich dazu Stellung ge- 
nommen. Die Stellungnahme wird von den Minister- 
beauftragten in den kommenden Monaten geprüft 
werden. Zum Zwecke der Rationalisierung auf eini- 
gen Gebieten des Arbeitsprogramms (Raumord- 
nung, Natur- und Umweltschutz, technologische Zu- 
sammenarbeit) wird vom Generalsekretariat eine 
Neuorganisation erwogen und von den Ministerbe- 
auftragten geprüft werden. 


11. Politische Fragen 

1. Europäische Integration, Ost-West-Beziehungen 

Sowohl im Ministerkomitee wie in der Beratenden 
Versammlung lag auch im Berichtszeitraum das 
Schwergewicht der politischen Beratungen bei der 
westeuropäischen Integration, den Ost-West-Bezie- 
hungen und der Frage der Konferenz über die 
Sicherheit Europas. Die Ausführungen der deutschen 
Regierungsvertreter über die Ostpolitik der Bundes- 
regierung wurden von den Mitgliedsregierungen 
und den Parlamentariern im allgemeinen zustim- 
mend aufgenommen. 

2. Griechenland 

Nachdem Griechenland am 12. Dezember 1969 der 
drohenden Suspendierung durch seinen Austritt aus 
dem Europarat zuvorgekommen war und es gleich- 
zeitig die Europäische Menschenrechtskonvention 
gekündigt hatte, wurde der Griechenland-Bericht 
der Europäischen Menschenrechtskommission wäh- 
rend der 46. Sitzung des Ministerkomitees erörtert. 
Die Minister stellten — bei Nichtteilnahme Frank- 
reichs und Zyperns an der Abstimmung — einhellig 
fest, daß Griechenland die Artikel 3, 5, 6, 8, 9, 10, 
11, 13 und 14 der Konvention und Artikel 3 des 
Ersten Zusatzprotokolls verletzt hat. Sie beschlossen 
eine Veröffentlichung des Berichts. — Die Kündi- 
gung der Menschenrechtskonvention trat am 
13, Juni in Kraft. Die offizielle Mitgliedschaft im 
Europarat endet gemäß dem Statut erst am 31. De- 
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zember 1970. — Die Beratende Versammlung for: | 
derte am 22. April 1970 die Regierungen der Mit- i 
gliedstaaten erneut auf, die Freilassung der politi- | 
sehen Gefangenen in Griechenland zu erwirken. | 

3. Beziehungen zu den Nichtmitgliedstaaten 

Das Interesse von Nichtmitgliedstaaten, an einzel- 
nen Arbeiten des Europarats teilzunehmen, hat sich 
in letzter Zeit verstärkt. Der Europarat möchte sich 
aber im wesentlichen auf die Mitarbeit europäischer 
Nichtmitglieder beschränken. Finnland, Jugosla- 
wien und Spanien haben als Beobachter an der 
Raumordnungskonferenz in Bonn teilgenommen. 
Finnland und Spanien entsandten Beobachter zur 
Justizministerkonferenz. Dem Antrag Spaniens, als 
Beobachter an den Arbeitsgruppen für Verbraucher- I 
Schutz teilzunehmen, wurde ebenfalls zugestimmt. 

4. Zusammenarbeit 

mit anderen internationalen Organisationen 

An der Raumordnungskonferenz und der Justiz- 
ministerkonferenz nahmen Vertreter zahlreicher in- 
ternationaler sonstiger Organisationen und Ver- 
bände als Beobachter teil. Der Generalsekretär be- 
mühte sich anläßlich von Besuchen bei den General- 
sekretären anderer internationaler Organisationen 
darum, gewisse Arbeitsgebiete aufeinander abzu- 
stimmen und gegeneinander abzugrenzen, um Dop- 
pelarbeit möglichst zu vermeiden. 


IIL Tätigkeit des Europarats auf Einzelgebieten 

1. Recht 

a) Justizministerkonferenz 

Zu der 6. Konferenz der europäischen Justizminister, 
die in der Zeit vom 26. bis 28. Mai in Den Haag 
stattfand, nahmen die Justizminister der 17 Mitglied- 
staaten, Finnlands und Spaniens sowie Vertreter 
verschiedener internationaler Organisationen teil. 
Wesentliche Themen der Konferenz waren: Verbrau- 
cherschutz, Schutz der Privatsphäre, strafrechtliche 
Aspekte der Rauschgiftsucht und die Tätigkeit des 
Europarats auf dem Gebiet des Rechtswesens. Die 
7. Justizministerkonferenz soll 1972 in der Schweiz 
abgehalten werden. 

b) Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten 

Die Europäische Menschenrechtskommission hat im 
April 1970 ihren Bericht in der Individualbeschwerde 
des Dr. Michael Graf Soltikow gegen die Bundes- 
republik Deutschland dem Ministerkomitee zugelei- 
tet. Da die Bundesregierung innerhalb der vorgese- 
henen Dreimonatsfrist keinen Antrag auf Überwei- 
sung an den Europäischen Menschengerichtshof ge- 
stellt hat, wird das Ministerkomitee über die Frage 
der Konventionsverletzung entscheiden. 

c) Schutz für Diplomaten 

Die Entführung und Ermordung von Botschafter Graf 
Spreti und die Entführung von Botschafter von Hol- 


leben haben die Bundesregierung veranlaßt, neben 
der Westeuropäischen Union und der NATO auch 
den Europarat mit der Frage des Diplomatenschut- 
zes zu befassen. Während die WEU mehr politische 
und technische Fragen erörtert, soll im Europarat 
geprüft werden, ob die einschlägigen völkerrecht- 
lichen Regeln verbessert werden können, um Diplo- 
maten einen wirksameren Schutz zu geben. Ein zu 
diesem Zweck eingesetzter ad-hoc-Ausschuß von 
Regierungssachverständigen wird in Kürze zusam- 
mentreten, nachdem die Frage bereits im CCJ und 
von den Ministerbeauftragten erörtert wurde. 

d) Verschiedenes 

Der europäische Ausschuß für die juristische Zu- 
sammenarbeit (CCJ) hielt seine 13. Arbeitstagung 
vom 22. bis 26. Juni in Straßburg ab. Der Sachver- 
ständigenausschuß für Staatenimmunität behandelte 
im Juni/Juli abschließend das Übereinkommen über 
Staatenimmunität; es werden darin Fragen geregelt, 
die mit der Verklagbarkeit eines Staates Zusammen- 
hängen, der in einem anderen Staat nichthoheitlich 
tätig wird. 

2. Kultur und Wissenschaft 

a) Rat für Kulturelle Zusammenarbeit (CCC) 

Vom 11. bis 17. September trat der Rat für Kultu- 
relle Zusammenarbeit zu einer Sitzung zusammen, 
an der auch Staatssekretär Westphal teilnahm. Der 
Entwurf eines Teilabkommens über das Europäische 
Jugendwerk, das einen wichtigen Punkt der Tages- 
ordnung bildete, wurde an das Ministerkomitee 
weitergeleitet. 

Nach der im Herbst 1969 erfolgten symbolischen 
Grundsteinlegung für das Jugendzentrum in Straß- 
burg wurde im Sommer 1970 mit dessen Bau begon- 
nen. Das Statut des Zentrums wurde ebenfalls vom 
CCC erörtert; mit seiner Verabschiedung ist in den 
nächsten Monaten zu rechnen. 

Der Rat hat wiederum eine größere Zahl von Sach- 
verständigentreffen durchgeführf, bei denen auch 
Deutschland vertreten war. 

Vom 30. Juni bis 3. Juli fand in Berlin die 7. Euro- 
päische Filmwoche statt. Unter den besten Kurz- 
filmen erhielt der deutsche Beitrag „Alexander von 
Humboldt" ein Diplom. 

Zwei kulturelle Seminare des Europarats wurden 
im Berichtszeitraum in Deutschland durchgeführt. 

b) Europäische Konferenz der für die Erhaltung des 
europäischen Kulturguts zuständigen Minister 

Zur Weiterverfolgung der auf dieser Konferenz in 
Brüssel im November 1969 gefaßten Beschlüsse 
wurde für die Dauer von fünf Jahren ein Sachver- 
ständigenausschuß eingesetzt. 

c) Europäische Zusammenarbeit in Wissenschaft 
und Technik 

Nach einer Ermittlung des Europarats werden 
heute von den europäischen Ländern jährlich schät- 
zungsweise 350 Millionen Dollar zur Förderung und 
Finanzierung von 35 wissenschaftlichen und tech- 
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nischen Organisationen ausgegeben. Um auf diesem 
Gebiet einen eingehenderen Überblick zu erreichen, 
der auf lange Sicht eine bessere Koordinierung er- 
leichtern könnte, wurde im April 1970 die Univer- 
sität Sussex mit der Durchführung einer einschlä- 
gigen vorbereitenden Studie beauftragt. Die Uni- 
versität wird u. a. mit dem Forschungsinstitut für 
politische Wissenschaft und europäische Fragen der 
Universität Köln und der Studiengruppe für System- 
forschung in Heidelberg Zusammenarbeiten. Die Er- 
stellung der Studie, deren Kosten vom Europarat 
und europäischen Stiftungen getragen werden sol- 
len, wird voraussichtlich drei Jahre in Anspruch 
nehmen. 

3. Umweltfragen, Naturschutz und Raumordnung 

Im Februar 1970 hatte die Europäische Naturschutz- 
konferenz angeregt, eine Europäische Ministerkon- 
ferenz zum Schutz der Umwelt einzuberufen. Der 
Vorschlag wurde vom Ministerkomitee im Prinzip 
gebilligt. Eine zeitliche und sachliche Koordinierung 
mit den geplanten Konferenzen über Umweltfragen 
der ECE (1971 in Prag) und der Vereinten Nationen 
(1972 in Stockholm) ist noch erforderlich. 

Die Ministerbeauftragten billigten zwei Entschlie- 
ßungen über die Koordinierung der Stadt- und 
Landesplanung zur Reinerhaltung der Luft und über 
Maßnahmen zur Verminderung der Schwefeldioxyd- 
Emission. Auch die Frage der Schädlingsbekämpfung 
spielte in den Beratungen des Europarats eine grö- 
ßere Rolle. 


Auf Antrag des Naturschutz-Ausschusses wurde 
dem niederländischen Naturschutzgebiet Boschplaat 
im Juli 1970 das Europäische Naturschutzdiplom 
verliehen. 

Vom 9. bis 11. September fand in Bonn auf Ein- 
ladung des Bundesministers des Innern die erste 
europäische Raumordnungskonferenz statt. Außer 
den Mitgliedstaaten nahmen Finnland, Jugoslawien, 
Spanien und mehrere Organisationen als Beobachter 
teil. Die Konferenz befaßte sich mit einigen Kern- 
problemen der Raumordnungspolitik und gab der 
europäischen Zusammenarbeit auf diesem Gebiet 
wichtige neue Impulse. 


IV. Zusammenfassung 

Auch im Berichtszeitraum hat der Europarat seine 
Arbeit auf vielen Einzelgebieten erfolgreich fort- 
gesetzt. Im Rahmen der politischen Erörterungen 
wurde die deutsche Ostpolitik sowohl im Minister- 
komitee wie in der Beratenden Versammlung im all- 
gemeinen positiv gewürdigt. Die Konferenz der 
Justizminister und die Raumordnungskonferenz 
unterstrichen die Bedeutung des Europarats und 
brachten ihm verstärkte Publizität. Die Bundes- 
regierung wird sich weiterhin im Verfolg ihrer Be- 
mühungen um die bessere Koordinierung bei der 
Zusammenarbeit der internationalen Organisationen 
dafür einsetzen, daß der Europarat seine Tätigkeit 
schwerpunktartig strafft. 
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1. Tätigkeit des WEU-Rats 
1. Allgemeines 

Der Ministerrat tagte am 576. Juni 1970 unter dem 
Vorsitz des Bundesministers des Auswärtigen in 
Bonn und am 14. September 1970 unter italienischem 
Vorsitz in Rom. An der Ratstagung in Bonn nahm 
zum ersten Mal seit Februar 1969 wieder eine fran- 
zösische Delegation unter Leitung von Außenmini- 
ster Schumann teil. Grundlage für die Rückkehr 
Frankreichs war eine im Laufe der vorangegangenen 
Monate ausgehandelte informelle Vereinbarung 
über die politischen Konsultationen. Diese sollen 
sich nicht auf technische und wirtschaftliche Pro- 
bleme der EG-Erweiterung und politische Fragen, 
die unmittelbar damit Zusammenhängen, erstrecken. 
Die ständigen Vertreter erörtern alle Fragen, die 
ihnen von den Ministern zugewiesen werden, und in 
Eilfällen auch andere Fragen, wenn sie mit Zustim- 
mung aller Regierungen auf die Tagesordnung ge- 
setzt werden. 

Die Ministerratstagungen haben erneut gezeigt, daß 
die WEU im Rahmen der europäischen Zusammen- 
arbeit eine wichtige Rolle spielen kann. Ihre Auf- 
gabe muß, wie der Bundesminister des Auswärtigen 
am 6. Juni betonte, später im einzelnen neu über- 
dacht werden, wenn es auf der Grundlage der Zif- 
fer 15 des Haager Kommuniques zu einer engeren 
politischen Zusammenarbeit der erweiterten Euro- 
päischen Gemeinschaft gekommen ist. 

Generalsekretär Iweins d'Eeckhoutte wird zum Jah- 
resende 1970 von seinem Posten zurücktreten. Der 
Ministerrat sprach ihm in Rom herzlichen Dank und 
Anerkennung für seine langjährige erfolgreiche 
Tätigkeit aus. Als Nachfolger wurde der derzeitige 
luxemburgische Botschafter in Paris, Heisbourg, ge- 
wählt. 

2. Die politischen Konsultationen 

a) Zentrales Thema der Bonner Ministerkonsulta- 
tionen war das Ost-West-Verhältnis, insbeson- 
dere die von allen Delegationen unterstützten 
deutschen Bemühungen um eine Verbesserung 
des Verhältnisses zu Osteuropa, sowie die Über- 
legungen zu einer Konferenz über die Sicherheit 
Europas. 

Staatssekretär Frank führte aus, daß die deut- 
sche Ostpolitik in unsere Bündnis- und Europa- 
politik eingebettet sei. Er berichtete, daß das 
zweite Treffen der deutschen Regierungschefs in 
Kassel zu keiner nennenswerten Verbesserung 
der innerdeutschen Beziehungen geführt habe. 
Die Bundesregierung sei der DDR mit ihrem 20- 
Punkte-Vorschlag bis an die Grenze des Mög- 
lichen entgegengekommen. Dieser Vorschlag 
müsse jetzt vom Osten geprüft werden. Der in- 
ternationale Status der DDR sei ein wichtiger 
Faktor bei unseren Bemühungen um einen inner- 
deutschen modus vivendi. Man dürfe daher in 


der Frage der DDR- Vertretung im internationa- 
len Bereich nicht einer innerdeutschen Regelung 
vorgreifen. 

Zu den deutsch-sowjetischen Gesprächen betonte 
Staatssekretär Frank, daß die deutsche Bereit- 
schaft, auf die sowjetische Forderung nach Re- 
spektierung der Nachkriegsgrenzen einzugehen, 
nicht als Verzicht auf Bemühungen auf eine lang- 
fristige Lösung der deutschen Frage im Rahmen 
einer europäischen Friedensordnung ausgelegt 
werden könne. Eine Konferenz über die Sicher- 
heit in Europa sei nur sinnvoll, wenn auch über 
den ausgewogenen Abbau der militärischen Kon- 
frontation gesprochen werde. Bundesminister 
Scheel unterstrich, daß alle deutschen Gespräche 
mit dem Osten politisch eine Einheit bildeten. 
Voraussetzung für Regelungen im innerdeut- 
schen Bereich und mit den osteuropäischen Staa- 
ten sei die Sicherung Berlins. 

Die Leiter der übrigen Delegationen berichteten 
über die Kontakte ihrer Regierungen mit ost- 
europäischen Staaten. Der italienische Staatsse- 
kretär Salizzoni unterrichtete den Rat über die 
Reaktion der Staaten des Warschauer Pakts auf 
die jüngsten Vorschläge der NATO zur euro- 
päischen Sicherheit. Vor allem die kleineren ost- 
europäischen Staaten hätten Interesse am Dia- 
log gezeigt. — Außenminister Schumann teilte 
mit, daß der sowjetische Außenminister Gromyko 
bei seinem Besuch in Paris die deutsch-sowje- 
tischen Gespräche begrüßt und sich für eine euro- 
päische Konferenz eingesetzt habe. — Berlin 
stehe im Mittelpunkt der Entspannungspolitik. 
Der Viermächte-Status müsse Grundlage jeder 
Regelung sein. 

Die Konsultationen über die Lage im Mittelmeer 
und im Nahen Osten wurden fortgesetzt. Staats- 
sekretär Frank hob das deutsche Interesse an 
Sicherheit und Stabilität im Mittelmeerraum her- 
vor. Westeuropa müsse versuchen, durch geeig- 
nete Maßnahmen, die die Blockfreiheit einzelner 
Staaten respektierten, bei allen Mittelmeerstaa- 
ten das Bewußtsein gemeinsamer wirtschaftlicher 
Interessen zu fördern. 

Außenminister Schumann analysierte die Lage in 
Südostasien und setzte sich mit Zustimmung der 
anderen Minister für eine politische Lösung des 
Vietnamkonflikts ein. 

b) Auch auf der Ministerratstagung in Rom stellten 
die bilateralen Ost-West-Kontakte den wichtig- 
sten Konsultationspunkt dar. Staatssekretär 
Moersch, der in Vertretung des durch die Nah- 
Ost-Krise verhinderten Bundesministers des Aus- 
wärtigen die deutsche Delegation leitete, gab 
einen Bericht über den deutsch-sowjetischen Ver- 
trag vom 12. August 1970, das Verhältnis der BRD 
zu weiteren osteuropäischen Staaten sowie den 
Stand der innerdeutschen Beziehungen. Er legte 
dar, daß die Bundesregierung in Moskau die 
„europäische Option" voll gewahrt habe, und 
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daß sie den Vertrag zum Anlaß nehmen werde, 
ihre Bemühungen um die europäische Einigung 
nicht nur im wirtschaftlichen, sondern auch im 
politischen Bereich zu intensivieren. Der Mos- 
kauer Vertrag wurde einhellig als bisher wich- 
tigster Beitrag zur politischen Entspannung in 
Europa begrüßt. 

Der französische Staatssekretär de Lipkowski 
berichtete über den Stand der Berlin-Gespräche. 
Eine befriedigende Berlin-Regelung sowie ein 
innerdeutscher Modus vivendi wurde überein- 
stimmend als entscheidender Test für die Ent- 
spannungsbemühungen und als Voraussetzung 
für den Erfolg einer Konferenz für die Sicherheit 
Europas angesehen. Alle Delegationen hoben 
hervor, daß die Wahrung der westlichen Solida- 
rität die Voraussetzung jeder Ostpoiitik sei. ln 
diesem Zusammenhang wurde die Bedeutung der 
europäischen Integration und der Entwicklung 
einer Konzeption für die europäische politische 
Einigung unterstrichen. 

Es wurde das Thema der Luftpiraterie erörtert 
und der Ständige Rat beauftragt, Erfahrungen 
auszutauschen und Möglichkeiten eines abge- 
stimmten Verhaltens zu prüfen. 

Bei der Diskussion über die Lage im Mittelmeer 
wurde deren weitere Verschlechterung ange- 
sichts des zunehmenden Vordringens der Sowjet- 
union in diesem Raum unterstrichen. Der Rat be- 
zeichnete erneut eine Lösung des Nahostkon- 
flikts auf der Grundlage der Entschließung des 
VN-Sicherheitsrats vom 22. November 1967 als 
wünschenswert. 

Andere Konsultationsthemen waren Libyen, Je- 
men und Südostasien. 


3. Die wirtschaftspolitischen Konsultationen 

Die wirtschaftspolitischen Konsultationen am zwei- 
ten Tag der Ministerratssitzung in Bonn wurden 
eingeleitet durch einen Überblick über die wirt- 
schaftliche Entwicklung in der Europäischen Gemein- 
schaft. Das Mitglied der EG-Kommission Martino 
würdigte die in allen Mitgliedsländern erzielte 
hohe Wachstumsrate, die im Jahre 1970 eine durch- 
schnittliche Zunahme des Bruttosozialprodukts in 
der Gemeinschaft von 6 ®/o erwarten lasse, wies aber 
auch auf die Probleme hin, die sich aus den im lau- 
fenden Jahre spürbar verstärkten Preisauftriebsten- 
denzen in den meisten Mitgliedstaaten ergäben. Er 
unterstrich die Notwendigkeit verstärkter Zusam- 
menarbeit in der Gemeinschaft zur Sicherung von 
Wachstum und Stabilität. Minister Thomson gab 
einen Überblick über die Wirtschaftslage in Groß- 
britannien und legte die Maßnahmen der britischen 
Regierung zur Verbesserung der Zahlungsbilanz 
dar, die im 2. Halbjahr 1969 zu wesentlichen Erfol- 
gen bei gleichzeitig steigendem Wirtschaftswachs- 
tum geführt hätten. Er unterrichtete die übrigen 
Ratsmitglieder ferner über die Entwicklung in der 
EFTA. 

Da unter den Mitgliedern Einigkeit bestand, daß 
die Thematik des wirtschaftspolitischen Meinungs- 


austausches durch die inzwischen aufgenommenen 
EG-Beitrittsverhandlungen weitgehend gedeckt ist, 
soll auf Fortführung dieser Konsultationen vorerst 
verzichtet werden. Das berührt aber nach einhelliger 
Auffassung nicht die Gültigkeit der Vereinbarung 
von 1963, die diesen Gedankenaustausch und den 
vierteljährlichen Rhythmus der Ministerratstagungen 
eingeführt hatte. 

4. Der Ständige Rat 

Der Ständige Rat setzte in seinen vierzehntägigen 
Sitzungen in London die politischen Konsultationen 
der Minister fort und erledigte die laufenden Ange- 
legenheiten. Er beantwortete die Empfehlungen 187 
bis 195 und die schriftlichen Fragen 113 bis 116 der 
Versammlung. Seit dem 17. Juni 1970 nimmt auch 
Frankreich wieder an den Arbeiten des Ständigen 
Rats teil. 

Seit der Ministerratstagung in Bonn bezogen sich 
die politischen Konsultationen auf drei von den 
Ministern dem Ständigen Rat zugewiesene Themen: 

— Bilaterale Kontakte mit den osteuropäischen 
Staaten insbesondere im Rahmen der Vorberei- 
tung einer möglichen Konferenz über die Sicher- 
heit in Europa. 

— • Lage in Südostasien, vor allem mögliche Abstim- 
mung von Vorschlägen und Initiativen euro- 
päischer Staaten. 

— Schutzmaßnahmen für Diplomaten. 

Eine vom Rat eingesetzte Arbeitsgruppe von Sach- 
verständigen bereitete einen Bericht über technische 
Schutzmaßnahmen gegen Entführungen von Diplo- 
maten vor, der den Ministern vorgelegt wurde. Das 
Ergebnis dieser Arbeit wurde auch dem Europarat 
und der NATO zur Verfügung gestellt, die zur Zeit 
im Rahmen ihrer Zuständigkeit insbesondere recht- 
liche Aspekte dieser Fragen prüfen. Das Mandat an 
den Rat, sich mit Problemen des Diplomatenschutzes 
zu befassen, wurde auf der Ministerratstagung in 
Rom erneuert und erweitert. 

Wie üblich trafen Sachverständige der WEU-Staaten 
Anfang September in London zusammen, um die 
Haltung ihrer Regierungen vor der XXV. Vollver- 
sammlung der Vereinten Nationen zu koordinieren. 


II. Tätigkeit der WEU-Versammlung 

Die erste Hälfte der 16. Ordentlichen Sitzung in 
Paris mußte wegen der britischen Wahlen auf die 
zwei Tage des 2. und 3. Juni zusammengedrängt 
werden. Im Mittelpunkt der Eröffnungssitzung stand 
die Rede des Bundesministers des Auswärtigen, der 
als amtierender Ratspräsident den Jahresbericht 
vorlegte und Fragen der Abgeordneten beantwor- 
tete. Das Interesse der Abgeordneten galt vor allem 
der Rückkehr Frankreichs in den Rat, der Zukunft 
der WEU im Lichte der EG-Er weite rungs Verhand- 
lungen und der Arbeiten der sechs Außenminister 
zur europäischen politischen Zusammenarbeit ge- 
mäß Ziffer 15 des Haager Kommuniques. Der Be- 
richterstatter des Ausschusses für Allgemeine An- 
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gelegenheiten befürwortete einen Ausbau der WEU 
zum Organ der politischen Einigung Europas und 
regte anj allen EG-Beitrittskandidaten die Gelegen- 
heit zu geben, der WEU beizutreten. Auf Fragen der 
Abgeordneten erläuterte Bundesminister Scheel, 
daß sich die sechs Außenminister bei ihrem jüngsten 
Treffen in Viterbo einig gewesen seien, die euro- 
päisdie politische Zusammenarbeit stufenweise — 
und zwar zunächst ohne eigentliche Institutionali- 
sierung — mit gehaltvollen und wirksamen politi- 
schen Konsultationen zu beginnen. Zum Verhältnis 
zur WEU betonte er, daß der Konsultationsmecha- 
nismus der WEU reibungslos funktionieren müsse, 
solange die Konsultationen nach Ziffer 15 des Haa- 
ger Kommuniques nicht fest etabliert seien. Beide 
Formen der Zusammenarbeit müßten sich daher zu- 
nächst nebeneinander entwickeln. 

Im Rahmen der Debatte über den Bericht des Vertei- 
digungsausschusses am 3. Juni 1970 sprach der 
britische Staatsminister Lord Winterbottom über die 
britische Verteidigungspolitik und die Möglichkeiten 
für eine europäische Zusammenarbeit auf dem Ge- 
biet der Verteidigung. 


III. Verhältnis zwischen Rat und Versammlung 

Die im letzten Halbjahresbericht erwähnten viel- 
fältigen formellen und informellen Kontakte zwi- 
schen Rat und Versammlung wurden auch im Be- 
richtszeitraum von beiden Seiten weiterentwickelt. 
In ihren Antworten auf den 15. Jahresbericht des 
Rats erkannte die Versammlung die Bemühungen 
des Rats an, die Abgeordneten umfassender als 
bisher über die politischen Konsultationen zu unter- 
richten und ihre Empfehlungen zu Verteidigungs- 
und Rüstungsproblemen realistischer zu beantwor- 
ten. Der Bundesminister des Auswärtigen und der 
Staatsminister im britischen Verteidigungsministe- 
rium sprachen, wie bereits in Abschnitt II erwähnt, 


am 2. und 3, Juni 1970 vor der Versammlung. Auf 
Wunsch der Abgeordneten werden am 3. November 
1970 gemeinsame Sitzungen des Rats mit den Aus- 
schüssen der Versammlung für Allgemeine Ange- 
legenheiten und für Verteidigungs- und Rüstungs- 
fragen in Luxemburg stattfinden. 


IV. Tätigkeit des Rüstungskontrollämtes 
der Westeuropäischen Union 

Während der Berichtszeit setzte das Rüstungskon- 
trollamt anhand der ihm übermittelten statistischen 
Angaben und Haushaltsangaben sowie der Antwor- 
ten auf -die besonderen Auskunftsersuchen für das 
Kontrolljahr 1970 seine Tätigkeit in guter Zusam- 
menarbeit auch mit den Bundesbehörden fort. An 
Ort und Stelle (bei den Streitkräften, in militärischen 
Depots und in Produktionsanlagen) wurde die Höhe 
der Waffenbestände kontrolliert und die Nichther- 
stellung bestimmter Waffengattungen festgestellt. 

Das Rechtsschutzabkommen von 1957 ist aus den be- 
kannten Gründen noch nicht in Kraft getreten. Die 
deshalb erforderliche Zustimmung zu den Kontrol- 
len ist von den betroffenen Unternehmen und den 
zuständigen Behörden in allen Fällen erklärt wor- 
den. 

Der Gedankenaustausch zwischen den Bundes- 
ressorts und dem Rüstungskontrollamt über recht- 
liche und technische Probleme der Rüstungskontrolle 
wurde fortgeführt. 


V. Tätigkeit des Ständigen Rüstungsaussdiusses 
der Westeuropäischen Union 

Auch während der jetzigen Berichtszeit hat sich 
nichts an der bisherigen Praxis geändert, daß sich 
die Arbeit des Ständigen Rüstungsausschusses im 
wesentlichen in seinen Untergruppen abspielt. 
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